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Wer die Veränderung des deutschen Bürgertums nach der Niederlage des Kaiserreichs 
in Weltkrieg und Revolution verfolgen will, der findet erste Aufklärung im 
Produktionsindex des Instituts für Konjunkturforschung. Erst 1927 wurde in der 
Industrie der Vorkriegsstand wieder erreicht und 1928/29 auch überschritten.[1] Die 
landwirtschaftliche Produktion konnte dagegen an das Niveau der Vorkriegszeit nicht 
anschließen. Bis 1929 erreichte die gesamte Sachgüterproduktion in Deutschland nur 
knapp den Vorkriegsstand.[2] Und nicht nur das: die Wirtschaftslage war von Jahr zu 
Jahr, ja, von Monat zu Monat wechselhaft, obwohl in den zusammenfassenden 
Angaben des Index über die Sachgüterproduktion eines ganzen Jahres das heftige Auf 
und Ab verschiedener Branchen gegeneinander aufgerechnet und das Ergebnis also 
schon geglättet ist. Mit Blick auf die sogenannten "goldenen Zwanziger" in 
Deutschland stellt Thomas Kuczynski trocken fest, "daß die Bewegung der Produktion 
weit mehr dem Torkeln eines Betrunkenen als einer 'ordentlichen' kapitalistischen 
Bewegung" ähnelte.[3] In der Weltwirtschaftskrise brach die Industrieproduktion  bis 
1932 um 40 Prozent ein. Die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer sank von 17,9 
Millionen 1929 auf 12,5 Millionen 1932, die Zahl der Arbeitslosen stieg im gleichen 
Zeitraum von knapp 1,9 auf 5,75 Millionen. Unter den Gewerkschaftsmitgliedern 
waren 1932 46 Prozent arbeitslos, 24 Prozent waren in Kurzarbeit. Die Zahl der 
Konkursanträge nahm kaum zu, aber die Zahl der Mangels Masse abgelehnten 
Konkursanträge stieg deutlich.[4] Der Sommer 1932 markierte für Deutschland den 
Tiefpunkt der Krise. Bereits zum Herbst setzte die Belebung ein.[5] Am 30. Januar 
1933 wurde Hitler zum Reichskanzler ernannt. 

Der Faschismus an der Macht

Im Rückblick aus dem Jahr 1944 beschrieb der sozialistische Ökonom Otto Nathan die 
Bedeutung der Machtübergabe an die Nazis so: 

"Der Sieg des Faschismus in Deutschland Anfang 1933 war ein Sieg der Mächte, die 
durch zwei zentrale politische Ziele vereint wurden: die Ausnutzung eines fanatischen 
Nationalismus für die Realisierung einer aggressiven, imperialistischen Außenpolitik, 
und die Erhaltung und - wenn möglich - Vergrößerung der Macht und der Privilegien, 
die mit der extremen Ungleichverteilung von Reichtum und Einkommen in 
kapitalistischen Gesellschaften Hand in Hand gehen. Es war der Sieg einer 
Konterrevolution: der Sieg jener Gruppen in Deutschland, die nur durch eine 
Zerstörung der wesentlichen Ergebnisse der Revolution von 1918 hoffen konnten, 
ihren früheren politischen und ökonomischen Vorrang wieder zu gewinnen."[6]

Tatsächlich war die Bedeutung des 30. Januar 1933 für marxistisch geschulte und 
kritische Zeitgenossen nicht schwer zu entschlüsseln. In der Zeitung Gegen den 
Strom, dem noch im Zwei-Wochen- Rythmus  erscheinenden Organ der 
Kommunistischen Partei Deutschlands (Opposition), hieß es in der Ausgabe vom 11. 
Februar: 

"Mit der Bildung der Regierung Hitler-Papen ist in Deutschland die faschistische 
Diktatur errichtet worden. ... Das Wesentliche  am faschistischen Staatsstreich ist die 
Verschmelzung der faschistischen Partei mit dem offiziellen Staatsapparat, die 
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Eingliederung der faschistischen Terrororganisationen in den Staat. Das ist in 
Deutschland im Januar 1933 ebenso erfolgt wie in Italien im Oktober 1922. ... Die 
deutschen Arbeiterorganisationen sind noch nicht zerschlagen, wie das in Italien der 
Faschismus getan hatte, als er dort zur Macht kam. Aber gerade weil die deutschen 
Arbeiterorganisationen stärker sind, als es seinerzeit die italienischen waren, wird der 
Faschismus, einmal im Besitze der Staatsgewalt, diese im vollen Umfange einsetzen, 
um das nachzuholen, wozu er bisher nicht imstande war. Die wenigen Tage, die seit 
dem 30. Januar vergangen sind, zeigen, daß der Faschismus klar den Kurs auf die 
Zerschlagung der Arbeiterbewegung steuert. Wenn die deutschen Arbeiter nicht 
bewirken, daß ihre Organisationen unverzüglich geschlossen und einheitlich eingesetzt 
werden, dann werden diese Organisationen einzeln und nacheinander geschlagen 
werden. Und dann wird es in Deutschland schlimmer als in Italien."[7]

Schon 1928 hatte  August Thalheimer das Wesen der faschistischen Herrschaft unter 
Bezug auf die Bonapartismus-Analysen von Marx und Engels knapp bestimmt: Die 
Zerschlagung der Arbeiterbewegung ist nur möglich durch die Vernichtung der 
Demokratie. Mit der bürgerlichen Demokratie wurde auch die politische Herrschaft der 
Bourgeoisie im Faschismus vernichtet, aber nur, um die soziale Herrschaft der 
Bourgeoisie zu retten.[8] Doch eine Gefahr erkennen ist das eine - über Mittel und 
Wege zu verfügen, sie zu bannen, ist etwas anderes. In Anbetracht der Haltung von 
KPD, SPD und ADGB hatte eine proletarische Einheitsfront Anfang 1933 keine Chance. 

Das Ziel des frühen Terrors war die Zerschlagung der Arbeiterbewegung, nicht der 
Schaden, der den einzelnen Opfern der Gewalt zugefügt wurde. Haft, Folter und Tod 
waren nur Mittel. Wie jeder Terror zielte auch der Terror der Nazis auf die Verbreitung 
von Angst. Sie wußten sehr wohl, daß sie nicht alle Mitglieder, noch nicht einmal alle 
Aktivisten der Arbeiterorganisationen verhaften konnten. Gar nicht zu reden von den 
Wählern und Wählerinnen der Arbeiterparteien: Noch am 5. März 1933 hatten sich gut 
4,8 Millionen Menschen für die KPD und knapp 7,2 Millionen für die SPD entschieden. 
Zusammen waren das über 30 Prozent der abgegebenen Stimmen. Um diese großen 
Gruppen zu kontrollieren und in die Passivität zu drängen, genügten die Inhaftierung 
tausender Aktivisten und brutale Gewalt alleine nicht. Über die Gewalt hinaus war eine 
breite Berichterstattung nötig, die in kurzer Zeit jedem klar machte, was offene 
Gegner der Nazis zu erwarten hatten. Zwar sollten nach dem Krieg viele Deutsche 
behaupten, von den Verbrechen der Nazis nichts gewußt zu haben - die gleichen Leute 
aber waren sich sehr sicher, daß man unter dem Hitler seine politischen Gedanken 
besser für sich behielt. Denn es gab da die Gestapo und die SS und sogar 
Konzentrationslager. Wenn es um die Gründe ihres Schweigens ging, konnten die 
Deutschen umfangreiche und gar nicht so falsche Aussagen über die  Verfolgung in 
der Nazizeit zu Protokoll geben. 

Tatsächlich konnte aber nicht jede "abweichende" Meinung verfolgt werden. Oft gab es 
keine klare nationalsozialistische Position, von der aus man eine Abweichung 
bestimmen und als gegnerisch ausschließen konnte. In der Enquetekommission zur 
Untersuchung des Bankenwesens lieferten sich Vertreter unterschiedlicher 
finanzwirtschaftlicher Positionen 1933/34 heftige Debatten, die angesichts der de 
facto Verstaatlichung von drei der fünf Berliner Großbanken 1931 nicht ohne  Brisanz 
waren. Am Ende wurde zwar das Kreditwesen strenger staatlich reguliert, aber die 
Existenz der privaten Großbanken verteidigt. Die parallelen Auseinandersetzungen um 
die "Neuordnung der gewerblichen Wirtschaft" zogen sich fast zwei Jahre hin, um 
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schließlich die Sonderstellung des Großkapitals und seiner Organisationen bei der 
Gründung der Reichsgruppe Industrie zu bestätigen.[9] Jenseits eines, im Lauf der 
Zeit wachsenden Kernbestandes tabuisierter Positionen - Führerkult und Aufrüstung, 
Antimarxismus, Antisemitismus - gab es in Nazideutschland Raum zur internen und 
auch öffentlichen Erörterung strittiger Fragen, letzteres war jedoch stärker abhängig 
von manchen aktuellen politischen Konjunkturen.

Eine realistische Einschätzung solcher Konflikte sollte allerdings grundlegende 
Übereinstimmungen nicht verdecken. Wohl waren nicht alle Angehörigen des 
Großbürgertums gleichermaßen von der Einsetzung der Regierung Hitler begeistert. 
Doch als nach Reden von Hitler und Göring auf einem privaten Treffen auf Einladung 
Hjalmar Schachts (Großbanker und Reichsbankpräsident 1923 bis 1930) die Spitzen 
der deutschen Industrie am 20. Februar 1933 um Spenden für den laufenden 
Wahlkampf der NSDAP gebeten wurde, mochten sich auch jene nicht entziehen, die an 
der Inthronisierung der Nazis nicht beteiligt waren. Nicht nur der Kampf gegen den 
Marxismus verband sie mit Hitler: "Die anwesenden Unternehmer sahen Görings 
Erklärung zum Ende der Demokratie nicht als Drohung, sondern als Verheißung 
an."[10] Nach der Zerschlagung der Gewerkschaften mit dem 2. Mai 1933 wurde 
schon am 19. Mai mit dem Gesetz über die Treuhänder der Arbeit die staatliche 
Kontrolle der Niedriglohnpolitik eingeführt. Am 23. Januar 1934 wurde schließlich das 
Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit verkündet, mit dem der "Herr im Hause"-
Standpunkt der Unternehmer in Paragraphen gegossen wurde. Ausgearbeitet hatte 
den Text der frisch gebackene Ministerialdirektor im Reichsarbeitsministerium Werner 
Mansfeld, von 1924 bis 1933 Justiziar des Vereins für bergbauliche Interesse in Essen.
[11] Und als die Wahlen zu den im Gesetz geregelten, gänzlich einflußlosen 
"Vertrauensräten" die falschen Ergebnisse lieferten, wurden sie Anfang 1936 
suspendiert. Mit dem Machtantritt der Nazis begann eine ausgesprochen 
unternehmensfreundliche Politik, die den Volkswirt Fritz Huhle in der Zeitschrift für 
Betriebswirtschaft jubeln ließ: "Der deutsche Unternehmer ist der Sieger der 
nationalen Revolution des Jahres 1933."[12]  

Eine ähnliche Übereinstimmung ist in Bezug auf die aggressive Außenpolitik ihrer 
Regierung zu verzeichnen, über die die Nazis die traditionellen Eliten nicht im 
Unklaren ließen. Gleich nach seiner Ernennung zum Reichskanzler warb Hitler am 3. 
Februar 1933 vor der Reichswehrführung für seine Politik  - und erfuhr viel 
Zustimmung, für die Ablehnung der Demokratie wie für die Expansion nach außen: 
"Das Ziel würde wahrscheinlich der Osten sein."[13] Bereits Anfang März wurden - 
z.B. mit der erneuten Berufung Hjalmar Schachts zum Reichsbankpräsidenten - die 
Weichen auf eine unsichtbare und lautlose Finanzierung der Aufrüstung gestellt. 
Rüstung statt Privatkonsum wurde das Krisenüberwindungsrezept für die deutsche 
Wirtschaft.[14] Deshalb traf die Kritik, die bereits in der zeitgenössischen Exilpresse 
formuliert wurde - "Kanonen statt Butter" - genau den Punkt, auch wenn gerade die 
Butterproduktion aus außen- und "wehrwirtschaftlichen" Gründen von den Nazis 
gefördert wurde.[15]

In Anbetracht der 1932 krisenbedingt kaum ausgelasteten Anlagen war bei relativ 
geringen Investitionen in zirkulierendes Kapital (Material, Energie, Löhne) eine rasche 
Ausweitung der laufenden Produktion möglich. Mit der Belebung der Geschäfte nahm 
die Beschäftigung zu: Zum einen stieg die Zahl der Beschäftigten von 1932 bis 1935 
von 12,7 Millionen auf 16,4 Millionen, zum anderen nahm auch die Arbeitszeit zu. Die 
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offizielle Arbeitslosenzahl sank von 5,6 Millionen (1932) auf 2,2 Millionen (1935).[16] 
Mit der vermehrten Produktion stieg auch das "Volkseinkommen"[Anhangtabelle 1] - 
in der Nachkriegsterminologie der Volkswirtschaftslehre: das Nettosozialprodukt zu 
Faktorkosten - von 45,2 Milliarden Reichsmark auf 59,1 Milliarden. Während aber die 
Beschäftigung um knapp, die Produktion um gut 30 Prozent zunahmen, stieg die 
Summe aller Löhne und Gehälter nur um 25 Prozent.[17] Das Ende der Krise und die 
Diktatur über die Beschäftigten bescherten den Unternehmen rasch erhöhte Gewinne: 
Die Eigenkapitalrendite der industriellen Aktiengesellschaften erreichte schon 1933-35 
im Durchschnitt 4,9 Prozent - verglichen mit 2,6 Prozent in den Vorkrisenjahren 1925-
1929.[18] Die Unternehmen waren wieder liquide, konnten Schulden zurückzahlen 
und neue Pläne machen.

Mit der Belebung des Geschäftsklima gingen allerdings neue, andere Schwierigkeiten 
für das deutsche Kapital einher. Zwar gab es hinreichende Produktionskapazitäten und 
auch das Arbeitskräfteangebot war reichlich und leicht zu haben. Doch die 
Rohstoffversorgung war nicht auf allen Feldern ausreichend. Nach der Krise erholte 
sich der Welthandel nicht in gleichem Maße wie die Produktion. Die Weltproduktion 
(ohne Sowjetunion) erreichte trotz der schweren und anhaltenden 
Krisenerscheinungen in den USA 1936 fast den Stand von 1929  und überschritt ihn 
1937 deutlich: Im Weltmaßstab konnte sich das Kapital in den dreißiger Jahren 
erweitert reproduzieren. Dagegen blieb das Volumen des Welthandels deutlich hinter 
dem Vorkrisenstand zurück.[19] Schon dadurch mußten sich für eine stark vom 
Außenhandel abhängige Wirtschaft wie die deutsche Schwierigkeiten ergeben, zumal 
die internationale Preisentwicklung für die nachgefragten Rohstoffe sehr anders verlief 
als für die vornehmlich exportierten Fertigwaren. Eine neue Ordnung für die 
internationalen Währungsbeziehungen war nicht in Sicht. In der staatlichen 
Regulierung des deutschen Außenhandel hatte schon 1934 die Rüstung Priorität.[20] 

Die Diktatur der Nazis bot dem Staat und den Wirtschaftseliten einen beispiellosen 
Zugriff auf die Ressourcen des Landes. Die terroristische Beseitigung der politischen 
Freiheiten atomisierte die arbeitende Klasse, die mangels Eigentum und privilegierter 
sozialer Beziehungen auf kollektive Formen der Interessenartikulation angewiesen ist. 
Die kleinen illegalen Gruppen, individuelle  Ausweichstrategien (Meckern, 
Absentismus, Arbeitsplatzwechsel) oder lokal und zeitlich begrenzte 
Arbeitsniederlegungen gaben die verlorenen Möglichkeiten organisierter Aktionen nicht 
zurück.[21] Gründe zum Protest gab es genug. Die bescheidenen Lebensverhältnisse 
deutscher Arbeiterhaushalte dokumentierte das Statistische Reichsamt im Jahr 1937 
in einer amtlichen Erhebung. Gut 60 Prozent der Einnahmen gingen für Lebensmittel 
(47 %), Wohnungsmiete (12 %) und Heizung und Beleuchtung(4%) drauf.[22] Auf 
dem Dorf war die Situation nicht besser. Gerade die deutsche Bauersfrau zahlte mit 
völliger, noch gegenüber der Zeit vor 1933 gesteigerter Überarbeitung für die Politik 
der  Aufrüstung.[23] Den sinkende Lebensstandard der Bevölkerungsmehrheit haben 
Jörg Baten und Andrea Wagner bis in die medizinischen Konsequenzen hinein 
nachweisen können: höhere Sterblichkeit und geringeres Wachstum.[24] Statt den 
gesunden Recken und Maiden der Propaganda ähnelten die Deutschen eher den 
Berlinerinnen und Berlinern, die Heinrich Zille porträtiert hat, nur die freche Schnauze 
war ihnen abhanden gekommen. 

Wie sich die Nazis - und nicht nur sie - eine wirklich ordentliche Gesellschaft 
vorstellten, das zeigte im Alltag der allgegenwärtige Hang zu Uniformen: Alle richtigen 
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Deutschen sollten zusammengehören, eine Armee bilden. Und als Angehörige dieser 
Armee waren sie selbstverständlich unterschiedlichen Rangs und trugen daher 
unterschiedliche Schulterstücke, deren Bedeutung mit Schautafeln gelehrt und gelernt 
werden konnte. Nicht auf eine Aufhebung bestehender Ungleichheiten, sondern auf 
ihre Verschärfung und Systematisierung kam es in der neuen Ordnung an. Nicht eine 
Aufhebung der Gegensätze der modernen bürgerlichen Gesellschaft, sondern die 
Ausschaltung der daraus entstehenden störenden Konflikte war das Ziel.

Auf diesem Weg der "Zerstörung freiheitlicher Institutionen, Meinungen und Gruppen" 
bildete der Antisemitismus der Nazis nicht allein den integrierenden Kern ihrer 
Weltanschauung, sondern einen  entscheidenden Schritt zur nötigen Demoralisierung 
der ganzen Gesellschaft.[25] Nicht, daß alle Deutschen dem Boykott jüdischer 
Geschäfte zugestimmt hätten oder ihn gar befürworteten.  Die Herrschaft der Nazis 
war eine echte Diktatur, die auf Meinungsumfragen keine Rücksicht nehmen mußte. 
Nur war das Mittun aller für die rassistische Verfolgung auch gar nicht erforderlich. 
Angesichts der vorhandenen rassistischen Aktivisten weit über die NS-Organisationen 
hinaus reichte es, wenn die Mehrheit passiv blieb. Und wer bringt sich schon in 
Schwierigkeiten, wenn es um ihn und seine Familie gar nicht geht? Wir wissen nicht, 
was die vielen Deutschen dachten, die an antisemitischen Plakaten und Losungen 
vorübergingen. Aber wir wissen, daß der breiten Mehrheit sehr wohl bewußt war, daß 
sie persönlich auf diesen Plakaten nicht angegriffen wurden. Schließlich waren sie 
keine Juden - so wie 99 Prozent der Bevölkerung des Deutschen Reiches. Der 
Antisemitismus war die Speerspitze eines Terrors, der auf die Durchsetzung totaler 
Ungleichheit zielte. Zunächst innerhalb Deutschlands, und dann darüber hinaus.

Grenzen der Rüstungskonjunktur 

Entgegen aller Aufbruchspropaganda zeichnete sich rasch eine Spaltung der 
Konjunktur ab. Der Produktionsindex des Instituts für Konjunkturforschung weist aus, 
daß bei Verbrauchsgütern erst 1937 der Vorkrisenstand (=1928) überschritten wurde. 
Die Erzeugung von Produktionsgütern hatte  dagegen bereits 1935 mit 99 Punkten 
den Vorkrisenstand fast erreicht (und im Teilbereich der Investitionsgüter schon 
überschritten). 

Tabelle 1: Produktionsindex der deutschen Industrie 1924-1938 [26]

Produktionsgüter Verbrauchsgüter Gesamt

1924 65 81 72

1925 81 85 83

1926 78 80 79

1927 97 103 100

1928 100 100 100

1929 103 98 101

1930 85 95 90

1931 61 90 74

1932 46 78 60
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1933 54 83 67

1934 77 93 84

1935 99 91 95

1936 113 98 106

1937 126 103 116

1938 136 108 123

Zu einem normalen kapitalistischen Aufschwung konnte es schon deshalb nicht 
kommen, weil die  beginnenden Rüstungen politökonomisch betrachtet nichts als – 
staatlichen – Konsum darstellten. Zwar wurden dabei auch umfangreiche neue 
Produktionsanlagen geschaffen. Der deutsche Maschinenbau und die Chemie 
brummten. Doch der destruktive Zweck kündigte sich schon Mitte der 30er Jahre  in 
außen- wie binnenwirtschaftlichen Verwerfungen an. Ein Element dieser Verwerfungen 
bildeten die Einkommen, die aufgrund der staatlichen Lenkung  der Ressourcen auf 
dem Markt keine Waren vorfanden und gespart werden mußten. Lautlos und ohne 
öffentliche Transaktionen wurden diese Mittel von den Banken, insbesondere aber den 
Sparkassen in staatliche Wertpapiere "investiert" und so die Finanzierung des Defizits 
im Reichshaushalt sichergestellt. Mit diesem Mechanismus war schon 1935 das 
Nachfolgemodell für die Mefo-Wechsel gefunden, die in den ersten Jahren noch den 
Löwenanteil der geheimen staatlichen Rüstungsfinanzierung gebildet hatten.[27] 

Nun kann bei allem finanziellen Hin oder Her umverteilt werden, was existiert. Aber 
wie groß waren die Ressourcen des Landes? Was konnte man mit ihnen machen? Wie 
waren sie zu mobilisieren? Wie abhängig war eine deutsche Kriegswirtschaft vom 
Ausland? Nicht zuletzt mit dem Nutzen für die "Wehrwirtschaft" legitimierte das 
Statistische Reichsamt die Ausweitung seiner Aktivitäten und den enormen Aufwand 
für die Durchführungen einer "Generalerhebung" der deutschen Industrie. In 
Fortführung von Planungen aus den zwanziger Jahren sollte die Industrieerhebung von 
1936 erstmals auf dem  Konzept der Bruttowertschöpfung beruhen. Zusätzlich zur 
systematischen Erfassung der betriebswirtschaftlichen Grunddaten (Umsatz, Kosten, 
Wertschöpfung) sollte eine Darstellung der industriellen Produktion, der 
Produktionseinheiten und ihrer materiellen Verflechtung möglich werden.[28] 

Doch trotz langer Vorbereitung, umfangreicher Datensammlung und der vollen 
Rückendeckung durch die staatlichen Stellen ging die Rechnung nicht auf. Der 
Versuch, in einem verselbständigten "Reichsamt für wehrwirtschaftliche Planung" aus 
den erhobenen Daten eine Materialplanung für die deutsche Mobilisierung zu 
produzieren, scheiterte grandios. Statt ausbalancierter Gegenüberstellungen von 
Erzeugung und Verbrauch bestimmter Materialien ergaben sich nicht aufklärbare 
Defizite und Überschüsse. Die erfassten stofflichen Inputs und Outputs passten nur 
teilweise zusammen. Zwar konnten der faschistische Staat die Herausgabe einer 
Unmenge von individuellen Informationen erzwingen - es ergab sich aber aus diesen 
Daten nicht das gewünschte konsistente Bild -  weder auf der Grundlage der 
"Generalerhebung" von 1936[29], noch in Zusammenarbeit mit den verschiedenen 
Einrichtungen der Selbstverwaltung und Kontrolle der Wirtschaft[30]. Auch in der 
Statistik der Nazizeit wiederholte sich der klassische Fehler vieler Herrschenden, die 
den möglichen Zugriff auf den Einzelnen mit der Kontrolle des Gesamtprozesses 
verwechseln.[31]
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Dabei hätte der Datensatz von 1936 durchaus einen Zugang zur Darstellung der 
wirtschaftlichen Struktur des Deutschen Reiches gegeben. Es wäre möglich gewesen, 
nicht nur eine Darstellung des Weges von Rohstoffen und "Produktionsfaktoren" hin zu 
einigen Endprodukten zu geben, sondern im Rahmen der Input-Output-Rechnung eine 
Klärung der Reproduktion der deutschen Wirtschaft vorzunehmen. Die theoretischen 
Vorarbeiten zur Untersuchung der wirtschaftlichen Kreisläufe lagen bereit und wurden 
auch rezipiert.[32] Praktisch umgesetzt wurde diese Möglichkeit jedoch nicht. Die 
1939 veröffentlichte Teilauswertung der "Generalerhebung" konnte zwar ein so 
detailliertes Bild der deutschen Industrie liefern, daß militärische Stellen aus 
Geheimhaltungsgründen Einspruch erhoben.[33] Doch Ansätze zur Erstellung einer 
konsistenten Input-Ouput-Tabelle, einer Darstellung der 
Reproduktionszusammenhänge, blieben unvollendet.[34] Damit fehlte der 
kriegswirtschaftlichen Planung ein entscheidendes Element: Es gab keine 
Zusammenstellung der Mittel und Leistungen, die insgesamt - mit allen Zulieferungen 
- für die Herstellung bestimmter Produkte aufzubringen waren. Der vertikal integrierte 
Produktionssektor blieb den deutschen Planern unbekannt. Sie mußten sich, 
ausgehend von Daten über den bekannten Bedarf an einigen grundlegenden 
Ressourcen (Arbeitskräfte, Stahl, Kohle, Energie), mit groben Schätzungen behelfen.
[35] Trotzdem sollte die problematische Veröffentlichung des "Reichsamtes für 
wehrwirtschaftliche Planung" aus dem Jahr 1939 noch nach dem zweiten Weltkrieg 
vielfältig fortwirken. So stützten sich mangels besserer Daten die frühen 
Wirtschaftsplaner der Sowjetischen Besatzungszone und der DDR ebenso auf dieses 
Buch wie die empirische Wirtschaftsforschung im Westen.[36] Und Walter G. 
Hoffmann legte es wesentlichen Teilen seines vielzitierten Buches über das "Wachstum 
der deutschen Wirtschaft" zugrunde.[37] Schließlich sollte sich die enge Datenbasis in 
einer Vielzahl von historischen Diskussionen unangenehm bemerkbar machen: Wenn 
schon damals nicht genau analysiert wurde - wie läßt sich dann nachträglich 
herausfinden, wie groß der Gesamtaufwand der deutschen Wirtschaft für die 
Produktion des Wehrmachtsbedarfs ausfiel? 

Einen neuen Zugang bietet die Auswertung der Datenquellen zur "Generalerhebung" 
von 1936. In den letzten Jahren haben Rainer Fremdling und Reiner Stäglin die 
Archivüberlieferung zur Rekonstruktion einer Input-Output-Tabelle für das Jahr 1936 
genutzt.[38] Dabei konnten sie nebenbei nachweisen, an welchen Stellen bei der 
Veröffentlichung 1939 zwar nicht gelogen, aber doch bewußte Irreführung betrieben 
wurde, etwa um das Ausmaß der deutschen Luftrüstung zu verstecken. Das Ergebnis 
ihrer Arbeit ist ein "Tableau economique" Nazideutschlands im Jahr 1936, das 
ermöglicht, die Größenordnung verschiedener zeitgenössische Angaben zu bestätigen 
oder zu korrigieren.[Anhangtabelle 2] Es wirft Licht auf vor allem drei Fragen, die in 
der Diskussion immer wieder eine Rolle spielen: 1) die Frage nach den Vorleistungen 
(Rohstoffabhängigkeit, Zulieferverflechtung) der deutschen Produktion, 2) die Frage 
des Arbeitskräftebedarfs, die nicht unabhängig von der Arbeitsproduktivität 
beantwortet werden kann, 3) die Frage nach Größe und Verwendung des 
Bruttoinlandsprodukts. Im I. Quadranten weist die Tabelle Höhe und  Struktur des 
Produktionsverbrauches aus: In der Spalte 1, dritte Zeile findet sich, wieviele 
Vorleistungen die Landwirtschaft aus der Chemie- und Baumaterialienbranche erhalten 
hat. Im III. Quadranten (Zeilen 15 - 18) finden sich die Angaben zur Wertschöpfung 
und Primärverteilung in Arbeitnehmerentgelt und Unternehmensüberschuß. Im 
II.Quadranten (Spalten 14-18) stehen die Angaben zur letzten Verwendung: Zeile 1, 
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Spalte 14 beziffert den privaten Konsum an Produkten der Landwirtschaft auf gut 7,2 
Milliarden Reichsmark. Mit der Entstehungs- und Verwendungsrechnung sind zugleich 
Rahmendaten für die Verteilungsverhältnisse gegeben.

Von einer Gesamtproduktion (Umsatz) von knapp 158 Milliarden Reichsmark wurden 
allein 75 Milliarden Reichsmark als Vorleistung benötigt. Das war der Aufwand, der 
beim gegeben Niveau der Technik selbst bei radikalster Umverteilung zugunsten von 
Rüstung und Investitionen zu betreiben war und mit steigender Produktion 
ansteigenden mußte. Nur Investitionen in effektivere Anlagen und Lernprozesse bei 
Beschäftigten und Management konnten diesen Kostenblock verringern. Es verblieb 
ein Bruttoinlandsprodukt von knapp 83 Milliarden RM.[39] Dafür arbeiteten etwa 18 
Millionen abhängig Beschäftigte und - vor allem in der Landwirtschaft - etwa 5 
Millionen "mithelfende Familienangehörige". Die Statistik weist daneben ca. 5 Millionen 
Selbständige aus. Noch gab es etwa 1,5 Millionen Arbeitslose. Den größte Block in der 
Verwendung bildete der private Konsum mit 53 Milliarden, danach kam der staatliche 
Konsum - 16 Milliarden - und die Investitionen (12,8 Milliarden). Die Bilanz des 
Außenhandels war positiv. 
Besonders interessant an der Rekonstruktion ist der genaue Aufschluß über den 
staatlichen Konsum und die Investitionen. Die quasi amtlichen Angaben im 
Statistischen Handbuch für Deutschland  sind für die Vorkriegszeit immer wieder 
angezweifelt worden. Für das Rechnungsjahr 1936/37 weisen sie "nur" 
Rüstungskosten von 5,8 Milliarden RM aus [siehe Reichshaushalt, Anhangtabelle 3]. 
Fremdling und Staeglin haben die Konten geprüft und machen in Millionen Reichsmark 
folgende Rechnung auf:
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Tabelle 2: Bezüge des Staates und Verwendung der staatlichen Mittel 1936, in Mill. RM 
[40]

Bezugsquelle Verwaltung Militär Soziales Gesamt Investition
en

1 Land- und Forst-
wirtschaft, 

Fischerei

286 88 25 398

2 Energierzeugung
, 

Bergbau

134 62 50 246

3 Chemie, 
Baumaterialien 

57 309 225 591

4 Eisen und Stahl, 
Nichteisenmetall

e

100 560 660 10

5 Baustahl, 
Maschinen-und 

Fahrzeugbau

225 1854 10 2089 497

6 Elektrotechnik 
und Metallwaren

89 588 42 720 358

7 Holz, Papier, 
Leder, Textilien

232 266 46 544 129

8 Nahrung, 
Getränke, Tabak

185 171 33 390

9 Bauwirtschaft 74 2400 39 2513 1506

10 Handel 96 592 689

11 Verkehr/Nachric
hten

121 470 22 613

12 Staat 122 122

13 Andere 
Dienstleistungen

99 526 712 1338

1-13 Bezüge Inland 1698 8010 1204 10912 2500

14 Importe 14 75 89 11

1-14 Bezüge gesamt 1712 8085 1204 11001 2511

15 Arbeitnehmerent
gelt

5140 597 415 6152

17 Abschreibungen 600 600

Gesamt 7452 8682 1619 17753

Hinzu kommen beim Militär noch Subventionen von 647 Millionen, was für das Jahr 
1936 insgesamt 9,33 Millionen RM für die Rüstung ergibt - etwas weniger, als Dietrich 
Eichholtz vor Jahren geschätzt hat, aber deutlich mehr, als die amtlichen Angaben 
ausweisen. 
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Investitionen

Allerdings hatten die deutschen Eliten 1914-1918 erfahren: einen Krieg vorbereiten 
und einen Krieg führen sind zwei sehr verschiedenen Dinge. Die ökonomischen Lasten 
eines großen Krieges sind mit den Aufwendungen für eine Wiederaufrüstung in 
Friedenszeiten kaum zu vergleichen, dazu braucht es ganze Industrien, die auf die 
Produktion von immer neuen Waffen und Unmengen von Munition spezialisiert sind. 
Und nicht immer lassen sich solche Investitionen in der Friedenszeit  noch 
gewinnbringend verwenden. Zwar hatte die deutsche Industrie ihre 
Rüstungskapazitäten nach dem ersten Weltkrieg entschlossen verteidigt und zu 
erhalten versucht. Doch sie wußte auch, was sie das gekostet hatte. Und nach der 
gerade erst überstandenen tiefen Krise war die Investitionsneigung der Industrie 
gering. Die Unternehmen zogen es vor, angesichts der großen unausgelasteten 
Kapazitäten die Produktion zunächst mit geringen Investitionen in zirkulierendes 
Kapital hochzufahren. Nach den amtlichen Angaben des Statistischen Reichsamtes 
überstiegen die Abschreibungen in der Industrie die Bruttoanlageinvestitionen von 
1930 bis 1936 deutlich.[41] Gestützt auf diese Angaben, aber auch qualitative 
Aspekte berücksichtigend, stellte Dietrich Eichholtz 1969 fest: "Die von 1933 bis 1939 
in der Industrie vorgenommenen Investitionen reichten etwa gerade dazu aus, die 
Desinvestitionen seit 1929 zu kompensieren und den Produktionsapparat einfach zu 
reproduzieren. Die zwanzigprozentige Steigerung des Nationaleinkommens 1938 
gegenüber 1929 ging vor allem auf eine wesentlich höhere Ausnutzung vorhandener 
Produktionskapazitäten zurück. Es gab keine umfassende Neuanlage in der Industrie. 
Aber sie erfuhr, besonders in ihrem Maschinenpark, eine erhebliche Modernisierung 
und Rationalisierung."[42] 

Diese Einschätzung bedarf einer gewissen  Korrektur. Wohl wissend, daß die private 
Wirtschaft umfangreiche und in der langfristigen Profitabilität nicht sichere reine 
Rüstungsinvestitionen meiden würden,  begann schon 1934 eine Politik staatlich 
finanzierter Investitionen: Unternehmen und Anlagen, die von privaten Firmen wohl 
betrieben, aber nur gepachtet oder ausgeliehen wurden.  Eine bloße staatliche 
Förderung privater Erweiterungsinvestitionen - wie bei den meisten Vierjahresplan-
Projekten - reichte nicht immer aus. So baute das Heer mit dem "Montan-Schema" 
eine schon im ersten Weltkrieg begonnene und in den zwanziger Jahren fortgeführte 
Kooperation in der Nazizeit massiv aus: Zur Täuschung und  um das Interesse von 
Privatfirmen an der Rüstungsproduktion zu sichern.[43] Ähnliche Konstruktionen 
wählte auch die Luftwaffe beim Aufbau einer großen Flugzeugindustrie. Da solche 
Anlagen nicht in das Eigentum der Firmen übergingen, tauchten sie in der Industrie-
Investitionsstatistik des Statistischen Reichsamts (SRA) nicht auf.[44] 
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Tabelle 3: Industrie-Investitionen im Deutschen Reich, 1930- 1939 [45]

in Millionen RM:

Investitionen (SRA) Abschreibungen (SRA)

Änderung des 
Kapitalstocks 

(SRA)

weitere 
Investitionen von 

Heer und 
Luftwaffe

1930 1569 -1611 -42

1931 879 -1521 -642

1932 439 -1320 -881

1933 557 -1300 -743

1934 1060 -1300 -240 16

1935 1636 -2024 -388 75

1936 2159 -2380 -221 334

1937 2843 -2679 164 494

1938 3691 -2939 752 988

1939 4432 -3193 1239 1473

Summe -1002 3380

Den Rahmen für diesen massiven Aufbau von Rüstungskapazitäten zeichnet die 
Übersicht der  volkswirtschaftlichen Investitionen nach, die nicht nur die Industrie, 
sondern auch die Landwirtschaft, die Energieversorgung, das Handwerk und die 
Verkehrs- und öffentlichen Investitionen enthält.  Nur bis zum Jahr 1934 wurden diese 
Daten im Statistischen Jahrbuch veröffentlicht. Mit dem zunehmenden Gewicht der 
Rüstungsausgaben verschwanden solche entlarvenden Informationen aus dem 
Veröffentlichungsprogramm. Doch da die staatliche Reichs-Kredit-Gesellschaft die 
Datenreihe in ihren Berichten fortgeschrieben hat, können wir den Wandel über die 11 
Jahre von 1928 bis 1939 verfolgen.[Anhangtabelle 4] Die Statistik weist aus, daß der 
Anteil der öffentlichen Investitionen, der 1928/29 bei gut 34 Prozent lag, in den 
Krisenjahren bis 1932 auf 40 Prozent zunahm, da die öffentlichen Investitionen 
langsamer fielen als die privaten. Doch auch angesichts der wieder zunehmenden 
Investitionen ab 1933 nahm der öffentliche Anteil weiter massiv zu: auf über 55 
Prozent zwischen 1935 und 1937. 

Die Erklärung für diese Verschiebung ergibt sich aus dem Verhältnis zwischen 
faschistischem Staat und kapitalistischem Eigentum. Eine Vielzahl von staatlichen 
Eingriffen sollte den Vorrang der Rüstung auch gegen Marktkräfte sichern. So sorgte 
die Kontrolle der Banken und des Kapitalmarktes dafür, daß sich der Staat zu 
sinkenden Zinsen die Verfügung über das deutlich wachsende Geldkapital erhielt.[46] 
Die Kontrolle des Außenhandels und die Anfänge der Rohstoffbewirtschaftung taten 
ein übriges. Dagegen blieben Eingriffe in das Vermögen privater Unternehmen die 
Ausnahme. Für arische Unternehmen blieb die Vertragsfreiheit ebenso wie die 
Verfügung über das Betriebsvermögen erhalten. Die Zunahme der staatlichen 
Investitionen ist vor diesem Hintergrund nicht zuletzt eine Reaktion auf die geringe 
Investitionsneigung privater Unternehmen, die die Risiken einer rein politischen 
Konjunktur scheuten. Damit bestätigen neuere wirtschaftshistorische Arbeiten den 
kapitalistischen Charakter der deutschen Wirtschaft der Nazizeit.[47] 
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Eine Aufschlüsselung der Investitionen und Abschreibung nach Branchen liegt in der 
amtlichen Statistik nur für die Jahre 1935 bis 1939 vor.[Anhangtabelle 5] Während die 
privaten Bruttoanlageinvestitionen in der Produktionsgüterindustrie sich ab 1933 
erholten und 1937 das Vorkrisenniveau (1928) überschritten, blieb die 
Konsumgüterindustrie zurück und kam bis 1939 nicht an das Vorkrisenniveau der 
Investitionen heran. Unter Berücksichtigung der Abschreibungen ergibt sich, daß der 
Kapitalstock in der Konsumgüterproduktion veraltete und auf Verschleiß gefahren 
wurde. Für die Teile des Kapitals, die ihren Profit aus dem Massenkonsum zogen, war 
die erweiterte Reproduktion erschwert, weil der Massenkonsum zugunsten der 
Rüstung kurz gehalten werden sollte. Die Unternehmer in der 
Verbrauchsgüterproduktion konnten den Vertretern ihrer Klasse, die im Bündnis mit 
Wehrmacht und Naziführung an der Rüstung das richtig große Geld verdienten, nicht 
prinzipiell entgegentreten. Selbst dann nicht, wenn sie sich ihrerseits mit lokalen 
Nazigrößen verbündeten. Heraus sticht das Investitionsverhalten der Chemieindustrie, 
die ebenso massiv und wie beständig ihre Kapazitäten erweiterte: geradezu ein 
Spiegelbild der immensen Profite der IG Farben.[48] Die Spaltung der Konjunktur 
findet sich schließlich in der Profitentwicklung wieder: Durchschnittlich erreichten die 
industriellen Aktiengesellschaften von 1933-1939 fast 10,3 Prozent 
Eigenkapitalrendite. Doch die Produktionsgüterindustrien lagen weit vor der 
Konsumgüterproduktion.[49]

"Darüber, wie man diese Verhältnisse beseitigen kann, 
ist nie gesprochen worden."

Ob die Nazigrößen und die deutsche Wirtschaftselite wirklich genau wissen wollten, 
wie hoch der Preis für die Kriegsvorbereitung war, darf bezweifelt werden. Im 
Gegenteil: In Ermangelung objektiv gestützter und allgemein akzeptierter Daten 
entwickelten sich Statistik und Planung Ende der dreißiger Jahre zu einem eigenen 
Feld der Konkurrenz um Macht und Einfluß. An zentraler Stelle, durch ihre 
Verankerung in der Vierjahresplan-Behörde, konnten dabei die IG Farben mit 
entsprechenden Vorlagen die Politik zu ihrem Gunsten beeinflussen - wie schon 1936. 
Ging es damals um die Absicherung der riesigen Investitionen in die Hydrierchemie 
(Treibstoff) und Buna, so nun darum, die nationalen Ressourcen für den unmittelbar 
bevorstehenden Krieg nutzbar zu machen. Im Frühjahr /Sommer 1939 gingen die 
Fachleute in der "Reichsstelle für Wirtschaftsausbau" schon selbstverständlich davon 
aus, daß eine brauchbare "Großraumwehrwirtschaft" nur im europäischen Rahmen 
möglich sei, mit deutschem Zugriff auf die Ressourcen der Verbündeten Italien und 
Spanien, auf die Reichtümer der südosteuropäischen Länder und der Ukraine.[50] Was 
durch Ausbeutung in Deutschland nicht zu erreichen war, sollte nun geraubt werden: 
In Deutschland und in anderen Ländern. Was mit den Arisierungen begonnen hatte, 
wurde in den ersten Annektionen - Österreich und die CSR - in größerem Rahmen 
fortgeführt.[51] Doch die Fachleute um Carl Krauch - Vorstandsmitglied der IG Farben 
und zugleich Chef der "Reichsstelle" - hielten diesen größeren Rahmen noch für viel zu 
eng.

Gemessen an den eigenen Projektionen absoluter Überlegenheit waren die Rüstungen 
für einen großen Krieg im Sommer 1939 noch lange nicht abgeschlossen. Zwar 
wurden die Planungen für den Angriff auf Polen ("Fall Weiß") nicht in Frage gestellt, 
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doch die Perspektive eines Konfliktes mit Frankreich und vielleicht sogar 
Großbritannien beunruhigte Militärs wie Wirtschaftsführer.[52] Selbst die Entlastung 
Nazideutschlands durch den Hitler-Stalin-Pakt sahen manche kritisch. Einer von ihnen 
zog eine spektakuläre Konsequenz: Der Großindustrielle Fritz Thyssen, langjähriger 
Förderer Hitlers, setzte sich am 2. September 1939 in die Schweiz ab. Tatsächlich 
mußte jeder sachliche Vergleich des kriegswirtschaftlichen Potentials der deutschen 
Wirtschaft einerseits, der potentiellen Gegner andererseits zeigen, daß aus dem 
"Großdeutschen Reich" keine Weltmacht zu machen war.

Andererseits hatten Staat und Kapital innerhalb von weniger als sieben Jahren das 
Deutsche Reich in eine europäische Großmacht verwandelt. Alle beruhigenden 
Vorhersagen, wonach die Nazis bald "abwirtschaften" würden, waren widerlegt. Sie 
hatten sich als ebenso unbegründet herausgestellt wie die Hoffnung des Westens, mit 
diplomatischen Kompromissen den Gang der deutschen Aggression kontrollieren zu 
können. Nun versuchten die deutschen Eliten auf dem Weg der gewaltsamen 
Expansion jene Mittel zu erlangen, die ihnen zur Realisierung ihrer Ziele fehlten. Und 
solange ihre Gegner sich nicht einigen konnten, hofften die deutschen Eliten darauf, 
sie einzeln und nacheinander zu schlagen - wie 1933 in Deutschland. Die 
Fehleinschätzungen der anderen europäischen Großmächte - 1938 in München und 
1939 in Moskau - kamen ihnen dabei zupass. 

Während die deutschen Eliten die Eröffnung des Krieges planten und die Regierungen 
in den europäischen Hauptstädten den Nutzen und Schaden der bevorstehenden 
Katastrophe nach nationalen Maßstäben zu optimieren suchten, bereitete zur gleichen 
Zeit der "einfache Schreiner" Georg Elser ein Attentat auf Hitler vor.[53] Er soll in hier 
das letzte Wort haben. Nach seiner Verhaftung wurde er im Verhör auch über seine 
Motiven befragt. Im Gestapo-Protokoll vom 21. November 1939 finden sich dazu 
folgende Sätze, in denen trotz der notwendigen Lügen und der selektiven Niederschrift 
durch die Verfolger seine politische Haltung zu erkennen ist. In ihr zeigt sich die 
hoffnungslose Situation der arbeitenden Klasse und der verzweifelte Realismus eines 
Einzelnen, der sich zum individuellen Handeln entschließt, weil ein gemeinsames 
Handeln keine Aussicht auf Veränderung bot:

"Nach meiner Ansicht haben sich die Verhältnisse in der Arbeiterschaft nach der 
nationalen Revolution in verschiedener Hinsicht verschlechtert. So z.B. habe ich 
festgestellt, dass die Löhne niedriger und die Abzüge höher wurden. Während ich im 
Jahre 1929 in der Uhrenfabrik in Konstanz durchschnittlich 50,- RM wöchentlich 
verdient habe, haben die Abzüge zu dieser Zeit für Steuer, Krankenkasse, 
Arbeitslosenunterstützung und Invalidenmarken nur ungefähr 5,- RM betragen. Heute 
sind die Abzüge bereits bei einem Wochenverdienst von 25,- RM so hoch. Der 
Stundenlohn eines Schreiners hat im Jahre 1929 eine Reichsmark betragen, heute 
wird nur noch ein Stundenlohn von 68 Pfg. bezahlt Es ist mir erinnerlich, dass 1929 
sogar ein Stundenlohn von 1,05 RM tarifmäßig bezahlt worden ist. Aus Unterhaltungen 
mit verschiedenen Arbeitern ist bekannt, dass auch in anderen Berufsgruppen nach 
der nationalen Erhebung die Löhne gesenkt und die Abzüge größer wurden. Beispiele 
kann ich nicht anführen.

Ferner steht die Arbeiterschaft nach meiner Ansicht seit der nationalen Revolution 
unter einem gewissen Zwang. Der Arbeiter kann z. B. seinen Arbeitsplatz nicht mehr 
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wechseln wie er will, er ist heute durch die HJ. nicht mehr Herr seiner Kinder und auch 
in religiöser Hinsicht kann er sich nicht mehr so frei betätigen.

Ich denke hier insbesondere an die Tätigkeit der Deutschen Christen. Weitere 
Beispiele fallen mir augenblicklich nicht ein. Diese Feststellungen und Beobachtungen 
habe ich bis zum Jahre 1938 und auch in der Folgezeit gemacht Ich habe noch im 
Laufe dieser Zeit festgestellt, dass deswegen die Arbeiterschaft gegen die Regierung 
"eine Wut" hat. Diese Feststellungen habe ich im allgemeinen gemacht, einzelne 
Personen, die sich in diesem Sinne geäußert haben, kann ich nicht angeben. Diese 
Feststellungen habe ich in den Betrieben, wo ich gearbeitet habe, in Wirtschaften und 
während der Bahnfahrt gemacht einzelne Personen kann ich mit bestem Willen 
namentlich nicht angeben. Die Namen dieser Personen sind mir nicht bekannt Ich 
muss zugeben, dass es zwischendurch auch vorkam, dass bei solchen Unterhaltungen 
auch einzelne, mir ebenso unbekannte Personen widersprochen haben. Bei den 
Unterhaltungen über die angeblich schlechten sozialen Verhältnisse habe auch ich 
mich beteiligt und die Ansicht meiner Kameraden hierüber geteilt. Darüber, wie man 
diese Verhältnisse beseitigen kann, ist nie gesprochen worden. 

Im Herbst 1938 wurde nach meinen Feststellungen in der Arbeiterschaft allgemein mit 
einem Krieg gerechnet. Ich kann heute nicht mehr angeben, ob dies auf die 
politischen Ereignisse im Herbst vorigen Jahres allein oder auch auf andere Gründe 
zurückzuführen war. In der Arbeiterschaft herrschte deswegen große Unruhe. Auch ich 
vermutete, dass es wegen der Sudetenfrage "schief geht", d. h., dass es zu einem 
Krieg kommt. Nach der Münchener Besprechung kehrte in der Arbeiterschaft wieder 
Ruhe ein, der Krieg wurde als erledigt betrachtet. Ob weiterhin von einem Krieg unter 
der Arbeiterschaft gesprochen wurde, kann ich heute nicht mehr sagen.

Ich war bereits voriges Jahr um diese Zeit der Überzeugung, dass es bei dem 
Münchener Abkommen nicht bleibt, dass Deutschland anderen Ländern gegenüber 
noch weitere Forderungen stellen und sich andere Länder einverleiben wird und dass 
deshalb ein Krieg unvermeidlich ist, d. h. ich hatte die Vermutung, dass es so kommen 
wird. (…)

Die seit 1933 in der Arbeiterschaft von mir beobachtete Unzufriedenheit und der von 
mir seit Herbst 1938 vermutete unvermeidliche Krieg beschäftigten stets meine 
Gedankengänge. Ob dies vor oder nach der Septemberkrise 1938 war, kann ich heute 
nicht mehr angeben. Ich stellte allein Betrachtungen an, wie man die Verhältnisse der 
Arbeiterschaft bessern und einen Krieg vermeiden könnte. Hierzu wurde ich von 
niemandem angeregt, auch wurde ich von niemandem in diesem Sinne beeinflusst. 
Derartige oder ähnliche Unterhaltungen habe ich nie gehört. Auch vom Moskauer 
Sender habe ich nie gehört, dass die deutsche Regierung und das Regime gestürzt 
werden müssen. Die von mir angestellten Betrachtungen zeitigten das Ergebnis, dass 
die Verhältnisse in Deutschland nur durch eine Beseitigung der augenblicklichen 
Führung geändert werden könnten. Unter der Führung verstand ich die "Obersten", 
ich meine damit Hitler, Göring und Goebbels."

Fortsetzung folgt

Anmerkungen:
[1] Institut für Konjunkturforschung (Hg.): Konjunkturstatistisches Handbuch 1933. 
Berlin 1933, S. 35. Zum Konzept der Indizes und ihrer Rolle in der 
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Konjunkturbeobachtung des Instituts vgl. die die Selbstdarstellung im Buch des 
Institutsdirektors und zugleich Präsidenten des Statistischen Reichsamtes, Ernst 
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